Aue wokangalten nehmen Bertelung auf diefed Blatt 
an, fur Breslau die Expeditton ber Breslauer Beitung, 
Herrenſtraße Nr. 20. 

Infertiond: Gebühr Tür den Raum einer ſechstbelligen 
WYetitzeile 14 Sgr. 


PSP ö W 


Das vierteljäbrige Abonnement beträgt in Sreslet 
IXtl. 15 Sgr., außerbalb in allen Theilen der Monarchte 
3 mel. Poſtzuſchlag 1 Ntl. 24 Sgr. 6 pf. 
N Die Zeitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der zwel 
ten e. 
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Telegraphiſche Korreſpondenz 
für polltiſche Nachrichten und Fonds ⸗Courſe. 
amburg, 24. August. Börfe feſt, nicht lebhaft. Ber 
Iin-Hamburger 90 ½. Köln⸗Minden 96%. Magdeburg⸗ 
Wittenberge 57 /. Nordbahn 40%. 

Paris, 22. Auguſt. In Mühlhauſen und Kolmar 
faud der Präſident ſozialiſtiſche Begrüßungen, in Straß: 
burg einen kühlen Empfaug. Ein außerordeutlicher 
daͤniſcher Geſaudter foll in Cherbourg eintreffen, Schiffe 
ſollen von dort nach der Oſtſee abgehen. 

Paris, 23. Auguft, Napoleon wurde im Elſaß re: 
vnblikaniſch begrüßt, im Städtchen Thaun ausgepfiffen. 

3% 58. 50. 5%, 97. 20. 

London, 22. Auguſt. Confols 96%, 97. 

rüſſel, 24. Auguſt. Die Königin von England iſt 
von Oſtende abgereiſt. 

rin, 21. Auguſt. General Lamormora iſt von 
ſeiner Miſſion zu dem Präſidenten der franzöſiſchen Mes 
publit nach Lyon bereits zurückgekehrt. 8 
Neapel, 16. Anguſt. Das neue Preſigeſetz iſt ver: 
offentlicht und die Genfur damit eingeführt worden. 
Der erſte Artikel lautet: „Druck und Veröffentlichung 
von Büchern und Zeitungen iſt ohne vorhergehende Er⸗ 
laubniß in unſerem Königreiche verboten.“ 
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Preuſ en. 

Berlin, 23. Aug. [Verhandlungen im Fürſten⸗ 
Kollegium.] In der Alſten Sitzung des proviſoriſchen 
Fürſten⸗Kollegiums vom 20ſten d. verlas der ſtellvertretende Vor⸗ 
ſitzende, geheimer Legations: Rath v. Sydow, zu vorläufiger 
Kenntnißnahme des Kollegiums drei neue, ſeitens des öſterreichi⸗ 
ſchen Kabinets bei der königl. preußiſchen Regierung eingegan⸗ 
gene Mittheilungen, und zwar: 

1) die mittelſt Schreibens des hieſigen öſterreichiſchen Ge: 
ſandten dem königl. preußiſchen Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten am 16, d. M. zugeftellte öſterreichiſche 
Einladung zur Beſchickung einer Verſammlung, die nach 
der Abſicht der einladenden Regierung wieder als engerer 
Bundes⸗Rath zu fungiren hätte, beziehungsweiſe zur 
Folgeleiſtung bei der von der öſterreichiſchen Regierung in 

Verbindung mit den betreffenden anderen Regierungen jetzt 
\ Repriſtinirung des ſeit zwei Jahren rechtlich aufs 
gelöften früheren Organs des deutſchen Bundes, des Bun⸗ 
destages, und 

2) und 3) die öſterreichiſchen Erwiederungen auf die dem pro: 
viſoriſchen Fürſten⸗ Kollegium in der 19. Sitzung vom 13. 
d. M. zur Kenntniß gebrachten Votſchläge Preußens bins 
ſichtlich der ferneren Dispoſition über das gemeinſchaftliche 
Bundes⸗Eigenthum und hinſichtlich des Durchmarſches 
— Truppen durch den Rayon der Bundesfeſtung 

ainz. 

Der Vorſitzende bezeichnete dem proviforifchen Fürſten⸗Kolle⸗ 
gium ſodann den hauptſächlichen Inhalt der von der königl. 
preußiſchen Regierung auf dieſe öſterreichiſchen Mittheilungen be 
ſchloſſenen Antworten, die er, zugleich mit dieſen Mittheilungen 
und den denſelben beigefügten Anlagen — einer öſterreichiſchen 
Cirkular⸗Depeſche vom 19. Juli c. und zweien Protokollar⸗ 
Verhandlungen von Bevollmächtigten derjenigen Regierungen, die 
ihren, feither in Frankfurt a. M. abgehaltenen Verſammlungen 
den Namen des früheren Bundes⸗Plenums beilegen — dem⸗ 
nächſt vollftändig mitthellen werde. Der großherzoglich olden⸗ 
burgiſche Bevoumächtigte drückte, unter Zuſtimmung aller übri⸗ 
gen Bevollmächtigten, den dringenden Wunſch für die möglichſt 
deſchleunigte Mittheilung dieſer Aktenſtücke an die Mitglieder des 


lösbaren praktiſchen Verwickelungen führen müßte, und daß es zu dem cherheit in den Festungen beſtimmen zu laſſen haben, ohne Erwaͤgun⸗ 
Ende — 2 vermittelnden Been ee im Prinzip annehmen gen polltiſcher Ak irgend einen Einfluß auf ihre Entſchließungen f 
will, daß eine Verſtändigung über die Modalitäten der Ausführung als einzuräumen, obwohl es kaum möglich iſt, diesfalls eine Grängtinie zu 
in Ausſicht ſtehend betrachtet werden darf. ziehen, und, wie die tägliche —— lehrt, die Behörden der Bon. 
Wir entnehmen aus dem Schreiben des k. k. Miniſter⸗Präſidenten desfeſtungen nur zu oft berufen find, öhere Rückſichten der Politik in 
die Zuſtimmung zu dem Grundfage unſeres Vorſchlages, den Bereich ihrer Erwägungen zu ziehen, um der ihnen geſtellten Auf⸗ 
daß die Verwaltung des D beat: = 3 gabe der Erhaltung milftärſcher Ordnung und Sicherheit entſprechen 
ſchwebenden Hauptfrage über dle polftiſche Geſtaltung zu können; 
völlig „ Be, und demnach diefe Vet: | der 9 48 des Mainzer Feſtungs⸗Reglements die Bedeutung habe, 
waltung einer Kommiſſion übergeben werde, welche in ihrem Bes daß ein beabſichtigter Durchzug von Bundes Truppen nur angezeigt du 
reiche ſelbſtſtändig zu verfügen haben werde. werden brauche, obwohl ausdrücklich beſtimmt iſt, daß ein ſolcher 
Das k. k. Kabinet erklärt ſich bereit, dieſen Vorſchlag bei den mit ] Durchzug nur mit Wiſſen und Willen des Feſtungs „Gouvernements 
ihm näher verbundenen Regierungen zu befürworten, und zwar fo, daß ftattfinden könne; 
ganz in die Abſicht eingegangen werde, die materielle Verwaltung des es in dieſem Augenblicke kein Organ gebe, welches berechtigt 
Bundeseigenthums als eine gemeinſchaftliche allen Regierungen möglich | wäre, rechtliche Zweifel zu löſen, und es dſeſemnach Preußen nicht 
zu machen, ohne daß dadurch einem Theile — eben fo wenig alſo den verwehrt werden könne, dasjenige, was, feiner Ueberzeugung, nach, 
in Frankfurt nicht vertretenen, als den daſelbſt gemeinſam berathenden als rechtlich begründet anzusehen ſei, auch thatſächlich durchzufüh⸗ 
Regierungen — in der Hauptſache etwas vergeben werde. ren, obwohl nach allen bisherigen Begriffen und Regeln des Privat- wie 
Indem durch diefe Erklärung, welche wir in ihrer vollen Ausdehnung | des Völkerrechts, im Falle augenblicklicher Unmöglichkeit einer Rechts 
annehmen, die Verſtändigung, welche wir ſuchten, im Weſentlichen er= | Entſcheidung, die Ausübung eines angeſprochenen Rechts aufzuſchieben 
reicht iſt, kann es a 97 Date Modalitäten dale elde iſt, 155 die erhobenen Zweifel auf geſetzliche Weiſe gelöſt zu werden 
die beabſichtigte, ſelbſtſtändige, aus der vollen Gleſchbe⸗vermöchten. . 2 g 
fing ae Theile hervorgehende Behörde herzuſtellen. Wenn aber dieſet Rechtsgrundſatz ſchon ein allgemeiner iſt, um wie 
Je einfacher und raſcher dieſe Ausführung ins Leben treten kann, um] viel mehr erſcheint deſſen Anwendung geboten, wo Verträge vorliegen, 
fo vortheithafter we es ohne Zweifel für die r beste * 7 deren * nicht denkbar wäre, wollte man gegen jenen Grund⸗ 
i es wäre eben fo beflagenswerth, als der deutfgen Kegteruns | jag handeln. g 5 
16 en wenn die Dm ite des einmal angenommenen a den von 3 preußiſchen Kabinette aufgeſtellten Behauplungen 
Grundſatzes ſich durch weitläuftige Erörterungen, Bedenken und Nebene | muß uns die zur, male nothwendigerweiſe beſtimmen, den vo 
rückſichten im Einzelnen verzögern ſollte. Preußen ſelbſt an — — Weg zu betreten, um in der nicht zu — 
Eben aus dieſer Erwägung war unſer Vorſchlag hervorgegangen, daß | einbarenden —.— ug t der beiberfeitigen Anſichten eine auch vo 
man ſich einfach an das Beſtehende halten und der bisherigen, mit ben ] Preußen bee — Sulgen hervorrufen. ae 
Geſchäften vollkommen bekannten und durch das Vertrauen aller deut⸗ Wir nehmen a6 ee N Schiedsgericht an. Daſſelbe a 
ſchen Regierungen eingefegten Bundes⸗Central⸗Kommiſſion die Verwal⸗ über bie von . iche Hofe angeregten Fragen, welche —— 
tung bes Bundes:-Eigenthumd auch al belaſſen ſolle. Eine 0 in gegenwärtiger peſche auf ihre Sobſtanz zurückgeführt haben, 
rklärun übrigen ierungen darüber würde um fo m nges erkennen. 3 - 2 
ht tr ls 28 175 in dem Protokoll vom 30. 13 9 3 Bien 1 Wir werden en die könſgl. baieriſche Regierung erſuchen, 2 
dergelegten Beſchluß der Bundes⸗Kommiſſion wenigſtens die beiden im | Mitglied dieſes 95 . eintreten und ſich ohne Verzug mit er 
derſelben unmittelbar vertretenen Regierungen verpflichtet find, die | von Preußen zu deze chnenden Regierung über die Wahl des drit — 
Thätigkeit derſelben bis auf weitere geme inſame Entſchließungen in der [Mitgliedes ei * * wollen, und zweifeln nicht, daß das . —. 
dert bezeichneten Weiſe fortdauern zu laſſen. Es würde alsdann auch | Kabinet ſeine del 5 freundlichen Geſinnungen, wie bei e 
der in der Convention e feigefieilte Modus ſchieds⸗ heit, fo auch bei der gegenwärtigen, zu bethätigen, gern bereit fein 
terlicher Entſcheldungen für die auch nach unferer Ueberzeugung vor⸗ werde. 
ssen eine Einigung innerhalb der Kommiſſton nicht * Es bedarf wehl kaum der nn daß, wenn auch das einzu⸗ 
zu Stande käme, feine natürliche Anwendung finden, ſetzenden Schiedsgerichts nach den im $ 6 der mit dem 1. Mai d. J. 
Wir können daher auch nicht umhin, dieſen Vorſchlag zu wiederholen erloschenen Uebereinkunft vom 30. September v. J. enthaltenen Beftim- 
und unſere beſtimmte Ueberzeugung dahin auszuſprechen, daß dies der] mungen zuſammengeſetzt wird und die durch daſſelbe zu entſcheidenden 
angemeſſenſte Modus und die natürlichſte, alle Weiterungen und Erör Fragen zu Verhandlungen in Beziehung ſtehen, welche im * a 
terungen am beſten vermeidende Form fein werde. Es würde in der gleichfalls nicht mehr in allgemein anerkannter 2 rechtlich — n N 
bisherigen Stellung der Kommiſſion allerdings inſofern eine Lenderun Wirkſamkeit ſtehenden Bundes Kommiffion eröffnet N en 15 , 
eintreten, als dieſelbe auch der in dem angezogenen Protokoll ihr nac hieraus eben ſo wenig irgend welche Folgerungen auf == ängere * 
vorbehaltenen politiſchen Thätegkelt in beſonders dringenden Fallen ente erneuerte nn der Uebereinkunft vom 30. September, als auf die 
kleidet und auf die Verwaltung des Bundes⸗Etgenthums beſchräudt wen ehe e eit 1 — Nothwendigkeit eines ferneren Beſtandes der Bun⸗ 
den würde. Der Billigung unſerer Verbündeten für unſeren Vorſchlag Wacht > a zu werben nr 9 
glauben wir mit Zuverſicht entgegenfehen zu dürfen und erwarten nur] Nicht weg rte es ſich von er * . 8 . 
eine zuſtimmende Neußerung des k. k. Kabinets, um die förmliche Ger ſchiedsrichterlicher Entſcheidung, bezüglich der — Pre * 
nehmigung derſelben einzuholen. Depeſche vom 4. d. angeregten und in gegenwärtigem Erlaf ge⸗ 
Wir wollen es im Intereſſe der Verſtändigung nicht von vorn herein zählten Fragen, von keiner Seite und in keiner Weiſe einſeitig voran 
ran auch einen anderen, von dem k. k. Kabinet ausgehenden Vor: 5 — — er werden könne, was 
ſchlag (ſofern derſelbe den oben angegebenen Zweck zu errei eeignet m mm 5 — F ee 
iſt) unferen Verbündeten N ar denfelben in ae a Wir hoffen, daß das königl. preußiſche Kabinet aufrichtig die Hand 
gung zu nehmen, um fo mehr, da wir mit Zuverſicht von dem k. k, dazu bieten wird, damit der Weg, welchen es uns ſelbſt vorgeſchlagen 
Kabinet vorausſeten, daß es ihm wie uns ſelber, um das Weſen der hat, zur Ausgleichung führe. l a ö 
Sache zu thun ſei, und daß es daher in den Formen diejenige Rückſicht Demgemäß müſſen, wir aber auch wünſchen, daß die gereizte Stim⸗ 
nehmen werde, welche durch den von ihm ſelöſt aufgeſtellten Grundfah, mung, welche ſich in den letzten Mittheilungen des berliner Hofes kund 
daß keinem Theile in der Hauptſache etwas vergeben werde, gebo— . ie 1 ae beſonnenen und unbefangenen Erwägung der Ber: 
ten wird. 0 iſſe weichen möge. 5 } 7 
Daß wir unſererſeits in dieſer ganzen Angelegen an] Ew. ꝛc. haben dem Freiherrn von Schleinitz eine Abſchrift gegenwär⸗ 
das 15 k. Kabinet wenden, ligt en ja Re ee E e tiger Depeſche, ſo wie der hier mitfolgenden, die Beziehungen des der⸗ 
Beziehungen zu demſelben. Wenn daſſelbe ſich über den einzuhaltenden maligen Vice⸗Gouverneurs der Bundesfeſtung Mainz zu ſeinem Hofe 
Gang in Frankfurt mit ſeinen daſelbſt zuſammentretenden Verbündeten betreffenden Denkſchrift mitzutheilen und mir die Ihnen hierauf 
berathen und verſtändigen, eventuell mit ihnen einen gemeinſamen Br zugehende Erwiederung mit thunlichſter Beſchleunigung zugehen zu 
ſchluß faſſen will, ſo haben wie dagegen natürlich Nichts einzuwenden. machen. s 2. 
Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt und wird auch von dem k. k. Kabinet] 2) Ew. Hochgeboren überfende ich anliegende Abſchriſt einer De 
nach dem eben erwähnten Grundſage nicht verkannt werden, daß wir] peſche des k. k. Miniſter + Präfiventen an den Freiherrn von Pro⸗ 
jeden in ſolcher Weiſe dort gefaßten Beſchluß, der eine Bundes“ keſch⸗Oſten, d. d. Wien, den 12. Auguſt, welche der Letztere mir 
Verbindlichkeit auszusprechen verſucht, von vorn herein ablehnen | mitzutheilen beauftragt worden, und welche die Erwiederung auf unſere 
müſſen. l unterm 4. d. M. in Betreff des Durchzuges der großherzoglich baden⸗ 
Cw. ꝛc. wollen dem k. k. Miniſter⸗Präſidenten Abſcheift dieſer De | ben Truppen durch Mainz enthält. 0 
peſche mittheilen und auf den Grund der darin enthaltenen Eröffnungen] Es iſt nicht meine Abſicht, im gegenwärtigen Zeitpunkt auf die ein⸗ 
den weiter einzuhaltenden Gang vorläufig: mit demſelben beſprechen, zelnen in dieſer Depeſche zur Widerlegung der von uns aufgeſtellten 
worüber ich Ihren Berichten entgegenſehe. Grundfäge beigebrachten Entgegnungen einzugehen. Es genügt die 


proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums aus, welchem Wun klin, den 20. August 1850. Bemerkung, daß das k. k. Kabinet auf dem in ſeiner Gircularbepefhe 
a die bereitwilligſte Gewährung zuſagte. . N — (gez.) von Schleinie⸗ e en * W ang in den 10000 22e deer 
u a 

In Folge deſſen ſind r der heutigen 22ſten Sitzung N a ER en — 14. Jade une Aa Merz den 
des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums die vorſtehend] den kön o raſen von Berrnſtorff Rechtspunkt der Frage im Allgemeinen verändern könnten. 
ad 2 und 3 bezogenen Erwiederungen der öſterreichiſchen Re⸗ e Hochgeboren Dagegen erklärt das f. k. Kabinet ſich bereit, Ä 
gierung, fammt den von Seiten der preußiſchen Regierung dar⸗ 8 zu Wien. das dargebotene Schiedsgericht anzunehmen und daſſelbe über bie, 
auf erfolgten weiteren Erklärungen, mitgetheilt worden. Dieſe v) Den Ausmatſch badiſcher Truppen betreffend: von uns angeregten Fragen erkennen zu laſſen. f 


Indem wir di klärung der Annahme unſers Vorſchlages mit 

1) Abſchrift einer Deveide Se a wi er Befriedigung — halten wir es für Pflicht, zugleich von 

Ben Bea en Ser le Fed c eee Beeiheren | Jon de Sad, l r unten Sufafung Fortbeugen, en 
3 * er 

eſandten zu Be aus Prokeſch⸗ Oſten, könnte. edeutung, die wir biefem 8 eilegen, entſtehen 


i 1850. ’ 
d. d. Wien, den 12. Auguſt Es handelt 3 in dieſer Angelegenheit um zwei ganz ver⸗ 
Ew. Excellenz erhalten in der Anlage Abſchrift einer am ſchiedene — nämlich genh zwei ganz 


den dieſes ) von dem keniglich preußischen Kabine: am ben Grafen einmal um di der badenf d die mit 
t } e Verlegung denſchen Truppen un 
} ald z nag Let bes eelinee Potts Weh Großherzogthum darüber abgeſchloſſene Konvention 
0 4 tärke der Bundes: überhaupt, 
Kontin — 7 15 Gehöpung ber, ener end der Aufnahme andererſeits um 1 biefer Truppen durch die Bun⸗ 
d Map und % ale: nd von Deutſch⸗Poſen in ee Di — terliegt für uns durchaus keinem Zweifel, den 
biet, der bi eſt⸗Preußen u 4 Urmée⸗Gorps aufgelöſt worden | „= erſtere Frage unter tee uns durch i 1 505 
Kir Wöherige Verband der K * Starte der Armee⸗Corps ae rechtlichen Ara. zu 5555 eg a = 
i 1 erüber, wie aus dem Wortlaut meiner Inſtruktion vom 4. d. Mis. 
Einfluß üben konnten, ohne deren 3 — im 3 1 — hervorgeht, auf kein Schledegericht angetragen, und können keins am 
derfelben aber noch überdies nur das p * weil wir keinem Bundesgliede das —— — * 
i a 8 1 die] gegen eine ſolche mit dem Großherzogthum Baden 
diele den Preußen behauptete mates eee ol date zugeſtehen können. Die fernere S 7 — 
iI ! 
. vorhergegangen find, dur e inen ſchiedsrichterlichen 
Preußen ſich werter 1 Bundes Kriegever- Alan Mainz verbehaltene Be enden Einfluß darauf aus- 
faſſung durch ſeine Aer henden laſſen zu 1 Besen en bci a. n ene Erklärung 8 und dem 
0 nach Preußen und die Gro 5 dem k. k. Kabinet ſchuldig, damit kein 
des Großherzogthums Baden durch preußiſce Truppen nichts als eine 3 ßherzogthum Baden, als finde 


chung der Uebungsplätze, a über unfere 22 2 — wache einer ſchledertterlichen Ent⸗ 


; itär⸗ e zweite Frage 
ſei, obwohl man nach allen Begriffen von Miitärs und | ſcheld terworfen werden kann, daß in dem Schoße 
Landes⸗Hoheit, von Sen Unabhängigkeit eines Stans a un — — = — als der allein zur Getheitung belref, 
tes, der erwähnten Verfügung eine von der Auffaſſungsweiſe des ge lender Weiſungen an den Gouverneur der Bundesſeſtung berechtigten 
Deutung zu geben berechtigt if, und aher] Behörde, keine Einigung über die zu erloſſenden Weiſungen erzielt 
der ausgeſprochenen Ueberzeugung der Stifter des Bundes vom 90 werde. 
1815 nur der Geſammtbund das Recht und die Pflicht hat, im 5 Wir können auch nicht anders annehmen, als daß das 7. k. Kabinet 
%r das Geſammtwobl fo nahe de, eden dieſen Punkt ins Auge gefaßt und onſeren Vorſchlag herauf 
d er tion bezogen habe, da wir in dem Schreiben vom 4. d. Mts. ausdrücklich 
Preußen und Baden geſchloſſene Militär⸗Konventſon geſagt haben: 
„Sollte daher dem bereits vorliegenden Beſchluſſe der Vundes⸗ 


Erwiederungen der öſterteichiſchen Regierung und die darauf er⸗ 
folgten weiteren Erklärungen der preußiſchen Regierung lauten, 
wie folgt: 
a) — fernere Dispofition über das gemeinſchaftliche Bundes⸗ 
Eigenthum betreffend: 7 
1) Abſchrift einer Weifung des kalſertichen Miniſter⸗ 
Dräfidenten Fürſten von Schwarzenberg an den kai⸗ 
ſetlichen Geſandten zu Berlin, 
(Dieselbe d. d. Wien, den 12. Auguſt 1850. i 
iſt in der geſtrigen Bresl, Ztg. bereits mitgetheilt 


2) Der worden.) 
hat mir 82 & Geſandte am hieſigen Hofe, Freiherr v. „e 
guſt, mitgetheilt ſtlich anliegende Welſung d. d. Wien, den 8 u u 
mittelſt des an Ze welche die Antwort der k. k. . u a 12 Kar 
ten dc. er Auftrages v „ d. 

belt. Woeſchlag en 26 Bundes : Eigenthums 
ndem wir das . . > 
binets zuſanmenſaffen, ae Nefultat der Eröffnungen des 2 k. Er 
Hoffnung, daß es auch bel ſrenen wir daraus mit Befriedigung — 
cbiedenen Rechtsanſiche geumacm gegenseitigen Feſtbalbe en gon. 
nit auf dem Boden der at m werde, einen beklagenswertben Lon, 
d ahme berechtigt find, daß d zar vermelden; und wie wir zu 
gm in bieter Beziehung Gerechtigbem a Br den g anfern . 
i demſelben ausgeß ahren laſſe, fo erken { 

Gen t der deutſchen Jutereſſen ene Beretiwilligkeit an, die 


allen denj nkten feſt⸗ 
Wa . welchen dies ohne ein Kufgeben de, een N 


Das k. k. Kabinet giebt zwar feinerfeitg die 1. ' 
daß die von demfelben jet neu, Han elende 3 
ſammlung allein über das Bundedeigenth daß kimmen habe, und 
Sebart dagegen nicht erſt der Bemerkung, wir umſererſeits dieſen 


Saß nicht anerkennen und darauf nur erwiedern konnen da 


Verfügung einer Berſammlung, die nicht aus der freien Zunimm ber Bunk N als i zeſchl 
und als ung inzelnen Mitglieder undesfeſtungs⸗Behörden ſo ſtrenge u ion vom 17. v. Mts. bei fe nicht 
dual eren wilden, duden i ung die egal Seer ene ale Wunbes-Organ, zu biratn een daß fe Th im Salem die Bebentung beige mern fin, ap a Se oa 
für 5 dung vorb ne dur durch Weiſungen Durchzüge ba er Truppen re 
Be . fe 5 2 ae SER yet = ie ſten (Bundesbehörde gebunden Fa eigenem onen zu 5 — lie ſo wird auf die ertragemägige 50 erte 
ſchen früher mehrfach ausgesprochenen ſcheiden berufen find, ſich außer Hab c det Höfen zu ha Entſcheidung rekurrirt werden müſſen.“ 


deten Poſten — 1 ar Gang, den e Re und noch 8 * 
R m ierdur e einfachſte Weiſe vorgez x 

durch das Intereſſe der Aufrechthaltung militärischer Ordnung und Si⸗ re 3 Wunbes⸗Kommiſſion jenen 8 aſalaß nicht a 4 weg 
) Mitgeheitt in Nr. 292 ber Bresl. Dig. vorliegenden einzelnen Fall beſchränkt, ſondern auch zu 


6 Beweis versohnlicher und ent 
erkennen es aber inen Beweis verföhn 5 
gegenkommender Sense det d. . Kabinets an, daß daſſelbe, trotz 
feiner oben ausgeſprochenen Rechtsanſicht, die vorliegende Frage nicht 
auf eine Spitze treiben will, weiche zu den bedenklichſten und faſt un⸗ 


erwartenden Durchzüge a en wollte, ſo würde kein 

zu einer (diebseicterlicen. Fehn vorhanden fein are der Gen 
verneur der Bundes⸗Feſtung würde einfach nach jener Inſtruktion zu 
handeln haben, ohne Weitere Weifungen zu erwarten. 

Daß das Feſtungs⸗Gorpernement von Mainz den Beſchluß der 
Bundes⸗Kommiſſion vom 17. Juli in dieſem Sinne ausgelegt habe, 
Kl e e Eat 

egs⸗ m vom onats hervor, 

worin derſelbe — 7 ver 3 Her 
bei etwa weiter bevorſtehenden for das diesfällige 
Aviſo etwas früher hierher (nach e zu laſſen, da⸗ 

mit nicht nur dem Durchzuge kein Hinderniß in den Weg gelegt, 
ſondern das Feſtungs⸗ Gouvernement in die Lage geſetzt werde, die 
nöthigen Voreinleitungen zu treffen, um den durchziehenden Bun⸗ 
des⸗Truppen auch die etwa erforderliche unterſtützung angedeihen 

W zu ech lente gige Aus 

enn dagegen reglementsmaͤßiger Anmeldung we üge 
das Feſtungs⸗Goudernement von Mainz ſich durch — — zn fa 
anheimgegebene Erwägungen bemüßigt ſehen follte, einer anderen Auf: 
faſſung Raum zu geben und den Durchzug nicht zu geſtatten; wenn 
ferner die Bundes⸗Kommiſſion, aof welche in dieſem Falle vekurrirt 
werden müßte, ſich nicht in der Lage ſähe, weder ihrem früheren Be 
ſchluſſe die angedeutete Auslegung einer Ausdehnung auf künftige Falle 
zu geben, noch einen alsdann nothwendig werdenden neuen Beſchlus 
einſtimmig zu faſſen, wie dies bei dem reſp. von uns und von der k. 
Regierung eingenommenen Standpunkte und den danach vorausſetzlich 
an die beiderfeitigen Mitglieder der Kommiſſion ertheilten Inſtruktignen 
anzunehmen iſt, fo tritt alsdann der Fall der ſchiedsrichterlichen Ent⸗ 
ſcheidung über oe Frage ein, ob die Kommiſſion den früheren Beſch iu 
auch für die nachfolgenden Fälle aufrecht zu erhalten habe; ein Weg, 
welchen wir als den einzigen vertragsmäßigen bezeichnet haben und 
welchen zu gehen wir bereit find. 

Indem wir daher ein Eingehen auf die rechtliche Ausführung Uher 
unſere Auffaſſang der in 1 kommenden Bundesgeſetze und Regle⸗ 
ments uns für die desfallſige Verhandlung vorbehalten, wiederholen 
wir hiermit unſere Erklärung, daß wir für dieſen Fall und für dieſen 
genau bezeichneten Punkt die ſchiedsrichterliche Entſcheidung annehmen. 
— In Erwiderung auf die Erklärung des k. k. Kabinets über die 
Wahl der königl. baieriſchen Reglerung bemerken wir, daß wir unſerer⸗ 
ſeits die großherzogl. oldenburgiſche Regierung erſuchen werden, das 
Schiedsrichter⸗Amt zu übernehmen, und, ſobald der bezeichnete Fall 
eingetreten iſt, ſich mit der königl. baieriſchen Regierung in Verbindung 
zu ſetzen, um ſich über die Wahl des dritten Mitgliedes zu einigen. 

Wir glauben, daß auch das k. k. Kabinet nicht verkennen werde, wie 
dies der natur⸗ und vertragsgemäße Weg fei, auf welchem der ver⸗ 
ſchiedenen Auffaſſung dieſer Angelegenheit die zu praktiſchen Verwicke⸗ 
lungen und Konflikten führende Spitze abgebrochen werden könne, und 
wir bezweifeln nicht, daß daſſelbe in bundes freundlicher Geſinnung die⸗ 
ſen Weg betreten werde, um für eine weitere Verſtändigung die Aus⸗ 
ſicht offen zu erhalten. 

Je mehr wir uns bewußt ſind, in dieſer ganzen Angelegenheit nicht 
von ſelbſtſüchtigen Motiven, ſondern nur von dem wahrhaften In⸗ 
tereſſe an der Wohlfahrt eines befreundeten Bundeslardes und der 
dadurch bedingten Kraft und Sicherheit des zus Bundes geleitet zu 
fein: um fo mehr müſſen wir hoffen, daß die k. k. Regierung, welche 
auch bei verſchiedener Auffaffung der Fragen von denſelben Geſinnun⸗ 
gen beſeelt iſt, bei näherer und eingehender Erwägung ſich davon über⸗ 
zeugen werde, daß wir nur im wahren Intereſſe des Bundes handeln, 
und daß auch auf öſterreichiſcher Seite kein ſpezielles Intereſſe vorhan⸗ 
den ſein könne, der Ausführung der begonnenen Maßregel Schwierig⸗ 
keiten und Hinderniſſe in den Weg zu legen. 

Ew. ꝛc. wollen dem k. k. Mimiſter⸗Präſidenten unſer volles Ver⸗ 
trauen auf dieſe bundesfreundliche Geſinnung ausſprechen und unter 
Mittheilung einer Abſchrift dieſer Depeſche denſelben um eine baldige 
Eröffnung ſeiner Abſichten erſuchen. \ 

Berlin, den 10. Auguſt 1850. (gez.) von Schleinitz. 
An den königl. Gefandten ꝛc. 

Herrn Grafen von Bernſtorff 

Hochgeboren 
zu Wien. (Staats⸗Anz.) 


(Militair⸗ Wochenblatt.) Bei der Landwehr: Hilpert, Sec. 
Lt. vom 1. Bat. 1I., ins 1. Bat. 2. Regts. einrangirt, v. Secken⸗ 
dorf, Seconde Lieutenant, zuletzt im öten Huſaren⸗Regiment, ins 
3. Bat. 2. Regts. einrangirt. Pollier, Sec.⸗Lieut. (m. Prem. 
ets.-Char.) vom 1. Bat. II. Regts., ins 2. Bat. 14. Regts. einrangirt. 
— Abſchiedsbewilligungen: Seelmann, Major zur Disp., zuletzt im 
2. Kür.⸗Regt., mit der Unif. dieſes Regts. mit den vorſchr. Abz. f. B., 
Aus ſicht auf Civilverſ. u. feiner bisher, Penſion der Abſchled bewilligt. 
Bel der Landwehr: v. Lariſch, Major u. Führer des 2. Aufgeb. vom 
2. Bat. 12. Regts., mit der Regts.⸗Unif. mit den vorſchr. Abg. ſ. V., 
der Abſchied bewilligt. > a 

SS Berlin, 24. Aug. [Die Antwort auf das öſter⸗ 
reichiſche Einderufungsſchreiben], obwohl im Entwurf 
bereits dem Fürſten⸗Kollegum vorgelegt, wird doch erſt in einigen 
Tagen abgehen. Eingezogenen Eckundigungen zufolge wäre etwa 
Folgendes der Inhalt: Preußen lehnt die Beſchickung des 
Bundestages entſchieden ab, indem es ſich auf die frühere 
Dechtsanführung über dieſen Gegenſtand bezieht. Es ſpricht 


tener allen etwa zu faſſenden Beſchlüſſen jenes Bundes⸗ 


tags jede Art von Gültigkeit ab. Endlich wird Oeſter⸗ 
reich daran erinnert, daß der von ihm berufene Bundes⸗ 
tag unter den obwaltenden Verhältniſſen in die Lage 
kommen würde, feinen Beſchlüſſen nach Vorſchrift der 
Bundes⸗Exekutions⸗Ordnung Kraft zu geben, eine ſolche 
Exekution käme natürlich einem Kriege gegen Preußen 
und feine Verbündeten gleich. Man erfieht hieraus, daß 
Preußen aus der Berufung des Bundes tages nicht einen 
census belli macht, ſondern ſich darauf beſchränkt, an der 
Endſpitze jener Maßregel den Krieg zu zeigen. Es wird 
mir verſichert, daß in dieſer Beziehung an ein Nachgeben des 
gegenwärtigen Miuiſterlums nich ze denken, ſei. — An: 
ders scheint es mit der Unten feld su leben Diefe ift, wen 
nicht in dieſem Augenblick ſchon auge en, doch als aufgegeben 
zu betrachten. Alles, was uns bliebe, dürfte ein Schutz⸗ und 
Trutzbündniß zwichen Preußen und einigen kleinen Staaten 
ſein ein Bündniß welches die Möglichkeit eines gemeinſa⸗ 
. 5 nicht aus ſchließen ſoll. Uebrigens höre i 
men Parlamentes bofſtzielle Broſchü 9 öte ich, 
d rem eine balbofftzielle Broſchüre erſcheinen wird, welche 
a B aa 
** Berlin, 24. Auguſt. (In welcher Weiſe Oeſter⸗ 
die Union anerkennen will. — Heſſen⸗Darm⸗ 
tat and die badiſchen Truppen.] Verſtändigung if 
beben peutfeen Großmächten ein Bedärfniß und auf des auſſt⸗ 
ſchen Kaiſers Rath will jetzt ſelbſt Oeſterteich fie erleichtern. 
Für Preußen kann die Erleichterung natürlich nur darin bes 
fieben, daß ihm feine, ſogenannte Union in irgend einer Form 


gelaſſen und ihr Aufgeben nicht geradezu gefordert wird; denn 


fo wenig es ſich aus der Union ſelber macht, (erklärte es ja zur 
Zeit des Fürſtenkongreſſes durch einen ein Mund, daß es 
die Abtrünnigen zwar mit Schmerz, aber ohne Groll ſcheiden 
ſehen werde) ſo ſchwer kommt es ihm an, I Be öfeereichifchen 
Forderung, fie aufzugeben, zu unterwerfen. belche Akt käme 
einer Selbſtvernichtung ziemlich nahe, ſo daß der kleinſte Reſt 


von Selbſtgefühl am preußiſchen Hofe ſchon ausreicht, um den 
Wunſch des Fürſten Schwarzenberg unerfüllt zu laſſen. Er 
wird daher gute Miene zum böſen Spiel machen und, wie die 
neueſten Depeſchen unſeres Geſandten in Wien verſichern, die 
Anerkennung der Union in einer Form, deren Feſtſtel⸗ 
lung ſpäter erfolgen ſoll, ausſprechen; natürlich nicht 
der Union, die Deutſchland umfaſſen und den alten Bund 


erſetzen ſollte, ſondern der Union in ihrem heutigen be⸗ 
ſcheideneren Beſtande, ohne Zweifel mit Abzug aller 


schwankenden Mitglieder und der nöthigen Einſchränkung 
für die Zukunft und etwaige propagandiſtiſche, Gelüfte, 

Genug, — mit „der Anerkennung der Union“ werden 

die letzten Hinderniffe- fallen, die der endlichen Ausglei⸗ 

Hung noch im Wege ſtanden. 

Bon Herrn v. Dalwigk iſt hier ein Schreiben eingegangen, 
in welchem die unerſchütterliche Anhänglichkeit Heſſen⸗Darmſtadts 
an Preußen verſichert wird. Dieſe Verſicherungen haben nur 
inſofern eine Art von Bedeutung, als fie zeigen, daß die groß⸗ 
herzogl. Regierung dem Durchmarsch ber Badenſer durch ihr 

Gebiet keine Schwierigkeiten in den Weg legen wird. Die 

badiſchen Truppen werden in den nächſten Tagen 

marſchiren und zwar wird eine Abtheilung verſuchsweiſe 

Mainz berühren; ſollte der Gouverneur ihren Marſch hindern, 

ſo wird das Schiedsgericht entſcheiden. Inzwiſchen werden 

ſämmtliche übrigen Truppen ihren Beſtimmungsort erreicht haben, 

ohne Mainz zu berühren. N 

Berlin, 24. Auguſt. Militäriſcher Disziplinar⸗ 
Gerichtshof. — Die Abreiſe des Prinzen von Preu⸗ 
ßen. — Dr. Liebe.] Man ſpricht heute viel von einem neuen 
militäriſchen Disziplinar⸗Gerichtshofe, deſſen Einrich⸗ 
tung beabfihtigt werden fol, doch vermögen wir Details über 
dieſen Plan dis jetzt noch nicht anzuführen. — Die Abreiſe 
des Prinzen von Preußen kam ſehr ſchnell und unerwartet, 
was unter Anderem ſchon daraus hervorgeht, daß er noch einer 
Einladung der hieſigen gemeinnützigen Baugeſellſchaft für zwei 

Tage fpäter zu willfahren zugeſagt hatte. Die Vermuthung 
liegt daher wohl nahe, daß dieſe Abreiſe mit den letzten Mini⸗ 
ſterial⸗Beſchlüſſen in der badenſchen Truppen-⸗ Angelegenheit zus 
ſammenhängt, und es ift leicht möglich, daß der Prinz perſönlich 
den weiteren Ausmarſch der Truppen leite, der nun im Wider⸗ 
ſpruch mit den früheren Beſchlüſſen dennoch angeordnet worden 
ſein ſoll. — Wir harten Gelegenheit zu erfahren, daß der braun⸗ 
ſchweigiſche Bevollmächtigte im Fürſten⸗Kolleglum, Legationsrath 
Dr, Liebe, auf das Beſtimmteſte allen den jetzt eben umlau⸗ 
fenden Gerüchten von einem nahe bevorſtehenden direkten Abfalle 
Braunſchweigs von der Union widerſpricht. Und von ihm läßt 
ſich doch gewiß annehmen, daß er über die Intentionen einer 
Regierung genau unterrichtet iſt. 

In der geſtrigen Sitzung des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums 
wurden demſelben die diesſeitigen Noten an das Wiener Kabi⸗ 
net, betreffs der Einberufung des engeren Rathes, des Durch⸗ 
marſches der badiſchen Truppen und des Bundes ⸗Eigenthums 
mitgetheilt, welche in der vorhergegangenen Sitzung bereits an⸗ 
gekündigt worden waren (ſ. oben). Wiewohl dieſe Mittheilung 
den einzigen Gegenſtand der Tagesordnung bildete, fo dauerte 

„die Sitzung darüber doch ungewöhnlich lange in ernſter Debatte. 
Die Vertreter der unionsgetreuen Staaten drückten entſchieden 
ihren Mißmuth aus über den zu nichts führenden fortdauernden 
Notenwechſel und verlangten energiſch den Thatſachen gegenüber 
endlich auch Handeln. Wir werden nun ſehen, ob die Union 
wirklich noch lebensfähig iſt, oder ob, wie das ſo vielfach be⸗ 
hauptet wird, ihre letzte Stunde bereits geſchlagen hat. — Der 
braunſchweigiſche Bevollmächtigte, Legationsrath Dr. Liebe, hat 
ſich an dieſer Sitzung ſehr lebhaft betheiligt. Freunde der Union 
halten ſich aus dieſem Umſtande zu der Meinung berechtigt, daß 
der Rücktritt Braunſchweigs ſo nahe nicht bevorſtehe, als von 
uns und anderer Seite mit gutem Grund gemeldet wurde. 
Uebrigens ift bis dieſen Augenblick fo wenig von Braunſchweig, 
als von Schwerin und Naſſau der Rücktritt auch nur indizirt. 

[Militäriſches.] Nach der diesjährigen Rang⸗ und Quar⸗ 
tierliſte hat die preuß. Armee 5820 Offiziere und zwar 1 Feld⸗ 
marſchall, der Herzog von Wellington, 11 Generale, 45 Gen. 
Lieutenants, 60 Gen.⸗Majore, 1100 Hauptleute und Rittmelſter, 

962 Premieulieut. und 2958 Sekondelieut. Davon find bür⸗ 
gerlich (nichtadelig) 37, 0 pCt., nämlich 1 Gen.⸗Lieut., 10 Gen: 
Majore, 11 Oberſten, 24 Oberſtlieut., 175 Majore, 357 Haupt⸗ 
leute und Rittmeifter, 300 Premierlieutenants, 945 Secondelieu⸗ 
tenants. Wehr.) 

Der Herr Minifter des Innern, welcher ſich geſtern nach 
feinem Gute Cümmritz bel Golßen begeben hat, wird Dienſtag 
den 27. von dort zurückerwartet. 

Sicherem Vernehmen nach wird der bisherige großherzoglich 
badiſche Bevollmächtigte beim proviſoriſchen Fürſten⸗ Kollegium, 
Legationsrath v. Meyſenbug, welcher ſich vor einigen Wochen 
mit Urlaub nach Baden begeben, nicht in feine hiefige Stellung 
zurückkehren, ſondern durch den Legationsrath v. Porbeck erſetzt 
werden. . 

Der zum Kreisgerichts⸗Direktor in Naugard ernannte bisher 
tige Kreisgerichtsrath Ebert hat wegen dieſer Beförderung die 
Neuwahl eines Abgeordneten zur zweiten Kammer für den An⸗ 

clam⸗Demmin⸗uUſedomſchen Wahlbezirk anhelingeſtellt. 

Die Frage, ob der Aufenthalt aetiver Militär - Perfonen an 
dem ihnen zur Garniſon angewieſenen Orte für ſich allein ge⸗ 
nügt, um ſie nach den Beſtimmungen des § 2 der Gemeinde⸗ 
Ordnung vom 11. März d. J. als Elnwohner ihres Garni⸗ 
ſensorts zu betrachten und demgemäß den Mitgliedern der Ge⸗ 
meinde dieſes Orts belzuzählen, iſt dem Vernehmen nach von 

tagts⸗Miniſterium verneinend entſchieden worden. 
zum 22. Mittags waren als an der Cholera erkrankt 

gemeldet 214, Zugang bis zum 23. Mittags 51, Summa 265. 

Davon find geneſen 15, geſtorben 128, in Behandlung geblies 

den 122. Unter den vom 22. bis 23. Gemeldeten ſind 17 To⸗ 

des falle C. C.) 

Trier, 21. Aug. [Militäriſches.] Einem hier einge 

gangenen Privatſchrelben zufolge werden die bei Wetzlar und 

Kreuznach ſtehenden Corps, nachdem die Truppen noch einige 

Manöver ausgeführt haben, auf gelöſt. Demnach würde das 

von hier nach Kreuznach abgerückte Ulanen⸗Regiment wieder zu: 

rückkehren, an die Stelle des 17. Infantetie⸗Regiments ſoll aber 

das 29, hierher in Garnifon kommen. (Saar- u. Moſel⸗ 3.) 


Deut ſchla u d. 


ankfurt, 21. Auguſt. [Das Einberufungsſchrei⸗ 
n Rath des deutſchen Bundes mer 
Senate der freien Stadt durch den dei derſelben akkreditirten 
kaiſerl. öſterr. Miniſterreſidenten, Zehen. v. Menshengen, bereits 
geſtern zugeſtellt worden. Hiernach ſoll die Eröffnung des en⸗ 
gern Raths am 2. Sept. ſtattfinden. a J. 
Frankfurt a. M., 22. Auguſt. [Frieden gtong ret! 
(Erſte Sitzung.) 1 a 1 um 9½ Uhr in 
allen Räumen mit Zuhörern überfüllt. (unter ihnen bemerkt 
man fpäter auch General Hay nau.) Die Mitglieder finden 
ſich nach und nach in einer Anzahl von 4 bis 500 ein. Ri⸗ 
hard Cobden wird del feinem Eintritt von der Verſammlung 
mit lebhaftem Beifall begrüßt, ebenſo ein lin Nationaltracht er⸗ 
ſcheinender) Indianer. Dr, Spieß als Mitglied des Komitee 
eröffnet die Sitzung mit der Anzeige, daß vor Allem die Namen 
der Mitglieder verleſen werden würden, und zwar die Amerika⸗ 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Comp. 


— — 


ner durch Burrit, die Engländer (ungefähr 250) durch Ri⸗ 


chard, die Franzoſen und Belgier durch Garnier, die Deut⸗ 
ſchen durch Spieß. Die Namen Cobden, Cormenin, E. von 
Girardin, Ducpetiaux, Jaup werden mit Akklamation begrüßt. 
Die Zahl der Deutſchen beläuft ſich auf etwa 40. Als erſten 
Vorſitzenden ſchlägt das Komitee Hrn. Jaup vor, als Stellver⸗ 
treter für Deutſchland Pfarrer Bonnet aus Frankfurt, für Frank⸗ 
reich Cormenin und Girardin, für England Cobden und Hind⸗ 
ley, für Amerika Hitehkoke und Hall, für Belgien Visſchers; 
als Sekretäre Creizenach, Varrentrapp, Garnier, Cocqueril (Sohn), 
Richard, Stokes, Burrit. Dieſe Vorſchläge werden mit Akkla⸗ 
mation begrüßt; die Gewählten nehmen das Bureau ein. Prä⸗ 
ſident Jaup fordert die Verſammlung auf, den Segen des Him⸗ 
mels für ihr Wirken anzurufen, (wird franzöſiſch und engliſch 
durch Mitglieder des Bureau's verdollmetſcht). Hierauf nimmt 
Präſ. Jaup weiter das Wort: „Im Namen meines geliebten 
Vaterlandes begrüße ich mit hoher Freude den erſten Friedens⸗ 
kongreß auf deutſchem Boden. In den beiden letzten Jahren 
war der größere Theil Deutſchlands durch fein Streben nach 
befferen ‚politifchen Zuſtänden verhindert, Ihren Verſammlungen 
die gebührende Theilnahme zu widmen. Die jetzige Verſamm⸗ 
lung und ihre Folgen werden zeigen, daß mein Vaterland, auf 
das ich ſtolz bin, hinter den edlen Beſtrebungen andrer Völker 
nicht zurückbleibt und Verſäumtes mit Ernſt und Eifer nachzu⸗ 
holen weiß.“ Der Präſident wirft ſodann einen Rückblick auf 


dle früheren Kongreſſe und ſpricht die Hoffnung aus, daß mit 


Beſonnenheit und gefeglicher Beharrlichksit das Ziel erreicht werde 
und auch wir werden ſagen können: „Vorwärts; Gott mit uns.“ 
Die Geſchichte delehrt uns, daß mit der Fortbildung der Menſch⸗ 
heit auch die Kriege fortwährend abgenommen; nur ein Schritt 
noch fehle, auch den Regierungen durch finanzielle Gründe em⸗ 
pfohlen, und man ſollte nicht kräftig dieſem letzten Ziel zuſteuern? 
Schon hätten die Beſchlüſſe der Friedenskongreſſe Anklang ge⸗ 
funden in den gesetzgebenden Verſammlungen von Anserika, Frank⸗ 
reich und England. Auch andere Vorurtheile fein der fortſchrei⸗ 
tenden Kultur gewichen; Tortur ſei allenthalben, Todesſtrafe in 
vielen Staaten verſchwunden; ebenſo die Sklaverei, nachdem des 
edlen Wilberforce erſter Antrag verfpottet worden. Bei der je: 
tigen Erleichterung des Verkehrs unter den Völkern finde eine 
Idee in Jahrzehnten leichter Eingang, als ſonſt in Jahrhunder⸗ 
ten, Die Zeit ſtehe nahe bevor, wo kein Staat ohne geſetzliche 
Theilnahme des Volks regiert werden könne. Darum müſſe 
durch Wort und Preſſe die Ueberzeugung von der Verwerf⸗ 
lichkeit des Kriegs dem Volke eingepflanzt werden; dann 
würden auch die Reglerungen dieſer Anſicht folgen müſſen. 
(Beifall.) Denn keine Gewalt ſei ſtärker, als die öffent⸗ 
liche Meinung; fie werde endlich ſiegen. (Beifall) — Pfar⸗ 
rer Bonnet trägt in frangöfifher und Richard in eng⸗ 
liſcher Sprache ein kurzes Reſume der Rede des Präſidenten 
vor. Sie wird von allen Seiten mit Bei allszeichen aufgenom⸗ 
men. Hierauf wird die vom Komitee entworfene Geſch äfts⸗ 
Ordnung (der bei dem vorjährigen Kongreß in Paris Ange: 
nommenen nachgebildet) durch Handaufheben genehmigt. 

Der Präſident zeigt an, daß Victor Hugo, leider abgehal⸗ 
ten, den Kongreß zu beſuchen, demſelben die Ehre angethan, 


einen Brief an die Verſammlung zu richten. (Beifall.) Der 
Brief wird im kranzöſiſchen Original verleſen. Der 1 
LE 


eröffnet die Debatte über die dem Kongreß vorgeſchlagenen 
ſchlüſſe, alſo lautend: 


„Beſchlüſſe: 1) Der Kongreß der Friedensfreunde erkennt an, 
daß die Löſung völkerrechtlicher Fragen durch Waffengewalt den Lehren 


der Religion, der Pylloſophie, der Sittlichkeit und den Staatszwecken 
zuwider laufe, und daß es vielmehr eine heilige Pflicht Aller iſt, auf Ab: 
ſchaffung der Völkerkriege hinzuwirken. Der Kongreß empfiehlt deshalb 
allen ſeinen Mitgliedern, in ihren verſchiedenen Ländern und Kreiſen, 
durch ſorgfältige Erziehung der Jugend, durch Belehrung von der Kan⸗ 
zel wie von der Nednerbühne, durch die öffentliche Preſſe und durch 1 
des ſonſtige geeignete Mittel dahin zu arbeiten, daß jener erbliche Völ⸗ 
kerhaß und alle die politiihen und kommerzlellen Vorurtheile ausge 
rottet werden, die ſo häufig zu den traurigſten Kriegen hingeführt 
haben. 2) Der Kongreß iſt der Anſicht, daß durch nichts die Er 
haltung des allgemeinen Friedens beſſer geſichert werden könnte, a 
wenn die Regierungen ſolche Streitigkeiten, die zwiſchen ihnen auftau⸗ 
chen und die nicht durch friedliche Unterhandlungen unter ihnen ſelb 
ausgeglichen werden können, einer ſchieds richterlichen Entſcheidung um 
terwerfen wollten. 3) Der Kongreß fühlt, daß die Unterhaltung der 
ſtehenden Heere, mit denen die Regierungen Europas ſich gegenſeitig 
bedrohen, den Völkern fait unerträgliche Laſten auferlegt und unzählige 
ſonſtige Uebel im Gefolge hat. Der Kongreß kann deshalb nicht ernſt⸗ 
lich genug die Regierungen auf die Nothwendigkeit eines allgemeinen 
und gleichzeitigen Entwaffgungsſyſtems aufmerkſam machen, ſoweit fol: 
ches mit Rückſicht auf die innere Ruhe und Sicherheit jedes Staates 
ſich durchführen läßt. 4) Der Kongreß ſpricht wiederholt die Verwerf⸗ 
lichkeit aller öffentlichen Anlehen aus, die außer Landes gemacht wer⸗ 
den, um fremden Völkera die Mittel zu gegenſeitiger Bekriegung zu 
geben. 5) Der Kongreß erklärt ſich entſchleden für den Grundfag der 
Nicht⸗Einmiſchung, und erkennt es als das ausſchließliche Recht eines 
jeden Staates, ſeine eigenen Angelegenheiten zu ordnen. 6) Der Kon⸗ 
greß empfiehlt allen Freun den des Friedens, in ihren verſchiedenen Län⸗ 
dern die öffentliche Meinung auf die Zweckmäßigkeit eines Kongreſſes 
von Abgeordneten der verſchiedenen Staaten hinzulenken, die die Auf⸗ 
gabe hätten, ein völkerrechtliches Statut für die internationalen Bezie⸗ 
hungen zu entwerfen. 

Ueber den erſten Artikel ſpricht zuerſt Paſtor John Bur⸗ 
nitt aus London lengliſch): Der Donner des Beifalls, der ihn be 
grüßt, ſei der Donner des Friedens, nicht der des Krieges; unter ſol⸗ 
chem Donner wolle er gern ſterben. Er freut ſich, dieſen Kongreß in 
den Sitzungsräumen des deutſchen Parlaments verſammelt zu ſehen. 
Das Partament des Gedankens ſei der Gegenſatz zum Parlamente des 
Kriegs, zu den Heeren. Warum bemühen wir uns, künſtliche Waffen 
zu fertigen, um uns gegenſeitig zu vernichten? Hinweg mit Anſpie⸗ 
lungen auf die Politik! Wir verſammeln uns im deutſchen Parlaments 
hauſe, nicht um Deutſchlands Angelegenheiten zu ordnen, ſondern um 
eine Angelegenheit der Menſchheit zu beſprechen, die Grundſätze wahrer 
Menſchlichkeit und Philoſophie darzulegen. Unſer Prinzip iſt, daß alle 
Streitigkeiten durch Schiedsrichterſpruch oder durch Diskuſſion geſchlich⸗ 
tet werden ſollen. Der Krieg giebt nur dem Stärkeren oder Gewand⸗ 
teren Recht. Sucht die Menſchen durch die Rednerbühne, durch Kan⸗ 
zel, Schuie und Preſſe für die Friedensidee empfänglich zu machen; 
dann habt Ihr eine ſtärkere Gewalt als die Kanonen. Wenn einmal 
die Völker ſich hiervon überzeugt haben werden, werden ſie ihr Geld 
nicht mehr für Kanonenſchüſſe ausgeben, ſelbſt nicht für Freudenſchüſſe; 
denn ein dreifaches Hurrah, das vom Herzen zum Munde geht, iſt beſ⸗ 
ſer, als 21 Schüſſe aus einer Kanonenmündung. Der Redner ſchließt 
feinen theilweiſen humoriſtiſchen und mit häuſigem Beifall unterbroche⸗ 
nen Vortrag mit Dankſagungen für Brüſſel, Paris und die Stadt 
Frankfurt als Verſammlungsorte der bisherigen Friedenskongreſſe. 

Pfarrer Bonnet von Frankfurt (franzöſiſch) entwickelt die Friedens⸗ 
idee beſonders vom religiöfen und humanttären Standpunkte aus. Er 
bekämpft das Vorurthell, als ob es ein anderes Evangelium und eine 
andere Moral für die Individuen wie für die Staaten gebe. Dieſes 
Vorurtheil ſei eben fo verwerflich, als jenes, das einſt den Königen u. Gro⸗ 
ßen der Erde ein anderes Evangel ., eine andere Moral vindizirte als dem ge: 
meinen Volk. 1 ‚ 

v. Cormenin (franzöſiſch): Man behauptet, der Krieg ſei ein noth⸗ 
wendiges Uebel. Aber ein noch nothwendigeres Uebel iſt der Tod, und 
es iſt wohl nicht zu viel verlangt, daß man, wenigſtens einen kleinen 
Theil der Mühe, die man ſich giebt, dem Tode zu entgehen, daran 
wende, den Krieg zu vermeiden. Der Krieg richtet die Völker zu 
Grunde und unterdrückt ihre Freiheiten. Seitdem der größte Feldherr 
des Jahrhunderts gefallen, und unſere Heere zum Rückzug gezwungen 
worden, habe ich alle Illuſionen des Ruhmes verloren. Mit Trauer 
ſah ich die Schlachtfelder, die mit dem Blut der Krieger und mit den 
Thränen der Mütter bedeckt ſind. Hoffentlich werden Deutſchland und 

nkreich ſich nie mehr bekriegen; die Franzoſen werden nur in Feſt⸗ 

leidern und in friedlicher Abſicht über den Rhein kommen. 

The Reverend Garnit aus Newport (ein Neger) betritt unter gro⸗ 
dem Applaus die Tribüne. (Englisch.) Er ſet mehrere tauſend Mei⸗ 
len hergekommen, um der Berfammlung den Gruß und die Wünſche 
ſeiner Landsleute f ir werden hier einträchti 

e darzubringen. Er hofft, wir inträchtig 
e großen Intereſſe der Menſchheit. 8 
{ 4 8 1 mit dreimaligem Applaus empfangen (feanzöſiſch): 
Dieſe it OR der Sls der deutſchen Nationalverſammlung. Gar 
gen Ste fatt „deutscher, riedlicher Verſammlung“ und Sie haben 
unſern Zweck bezeichnet, Sie haben in dleſem Saale gefehen, wie 
ſchwer die Einheit der Ideen und Intereſſen herzustellen; wir müſſen 
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die Einheit auf dem Wege des materiellen Wohlſtandes erreichen. 
Wenn die Zollſchranken fallen und die Arbeit aeg iſt, dann wer⸗ 
den ſich die Völker nähern. Napoleon ſagte: jeder Krieg in Europa 
iſt ein — Wir wollen noch weiter gehen und fagen: jeder 
Krieg unter den Menſchen iſt Bürgerkrieg. Der Dampf, die Preſſe, 
die Einheit der Maaße, der Münze und der Geſetzgebung (denn es kann 
nicht zweierlei Gerechtigkeit in der Welt geben) werden den Weltfrieden 
herbeiführen. Nicht die Friedensidee iſt eine Utopie; eine Utopie iſt es, 
die Politik über die Wiſſenſchaft ſtellen zu wollen. Die Wiſſenſchaft, 
der Dampf, die Preſſe haben die Menſchheit, die Politit umgeſtaltet; 


die Kanzel und die Schule thun das Ihrige dazu. Wir dürfen alfo 


hoffen, den Tag der allgemeinen Brüderlichkeit bald begrüßen zu kön⸗ 
nen. Cat Kette der Beſchlü ird hierauf angenommen 
= 2 
5 wird (um 1 uhr) auf fr Br 5 ns gesetzt. und die 
Karlsruhe, 21. Auguſt. Der Krlegszuſtand und das 
Standrecht ſind auf weitere vier Wochen verlängert worden. 
Stuttgart, 21. Auguſt. [Wahl.] Ein heute erſchienenes 


Reglerungsblatt bringt das Wahlausſchreiben in Folge der 


letzten Auflöſung der Landesverſammlung. Die Neuwahl, be⸗ 
kanntlich nach dem Wahlgeſetz vom 1. Juli v. J. wird am 20. 
September ſtatthaben. Die Verordnung, welche die Anwendung 
der in dem angeführten Geſetze enthaltenen Vorſchriften ausführt, 
iſt von einem Verzeichniß der aufgeſtellten Abſtimmungsorte bes 
gleitet; die Zahl iſt abermals vermehrt: bei der erſten Wahl un⸗ 
ter dem Mätzminiſterium enthielt die Tabelle 262, unter dem 
Oktoberminiſterium bei der Wahl zur zweiten Landes verſammlung 
561, diesmal gar 639 Abſtimmungsorte. Den Wählern iſts 
doch bequem gemacht! Schwerlich wird auch dieſe Bequemlich⸗ 
keit viel helfen; es läßt ſich die äußerſt ſchwache Betheiligung 
an der Wahl vorautzſehen. Der Zuſammentritt des Landtags 
ift vor dem Monat Oktober nun nicht zu erwarten; fo lange 
müſſen alſo die verwilligten Steuern ausreichen. Herr v. Lin⸗ 
den iſt bereits zu feiner neuen Rundreiſe in den Jaxtkreis abge: 
reiſt. Vom Staatsgerichtshof hört man ſeit der öffentlichen Ver⸗ 
handlung vom 3. Auguſt nichts mehr; ſeine Entſcheldung, viel⸗ 
leicht ſeine Entſcheidungsgründe, laſſen lange auf ſich warten. 
(D. Ztg. 

Dresden, 23. Auguſt. [Angebliche Beem fe 
Tas „Dresdener Journal“ beſtreitet die Angabe, es beabſichtige 
die ſächſiſche Regierung, nachdem die früheren Kammern entlaſſen 
worden ſeien, weil ſie auf eine Anleihe von 16 Millionen 
nicht hätten eingehen mögen, nunmehr ſogar eine ſolche von 
20 Millionen aufzunehmen, indem hier eine gefllſſentliche 
Verwechſelung des außer ordentlichen Budgets mit der 
Anleihe zu Grunde liege. 

Hannover, 23. Auguſt. [Die Gerüchte von einer 
Miniſterkriſis] leben feit einiger Zeit wieder auf; es wird 
ein Miniſterium Münchhauſen⸗Bülow augurirt. Die Ge: 
nannten nebſt dem ehemaligen Finanzdirektor v. Kielmanns⸗ 
egge ſollen bereits durch einen Courier an den Hof geladen fein, 
Es ift indeß auch diesmal auf das Gerücht wohl nicht zu viel 
zu geben. 


Sehleswig⸗Holſteiniſche Angelegenheiten. 
Altona, 23. Auguſt. Unſere Armee hat einen großen Zu: 
wachs erhalten: geſtern trafen 28 Kanonen 6⸗-Pfünder von 
Lüttich hier ein und wur den ungeſäumt weiter be: 
fördert. Unſere Attillerie erhält dadurch ein Uebergewicht, 
welches uns bisher fehlte. — General Williſen hat geſtern 
das Lager kekognoszirt und ſich mit vielen Leuten einzeln un: 
terhallen; die Soldaten hoffen auf baldige Thätigkeſt. (T. N.) 
. Oeſter reich. 2 
* Wien, 24. Auguſt. Die Rückkehr des Kaiſers iſt bis 
auf den 26ſten verſchoben worden, wegen der vielen Jagden, die 
derſelbe unternimmt und die fein Lieblingsvergnügen ausmachen. 
Es iſt wahrſcheinlich, daß er ſich zu feinem Großonkel. Erz 
Johann, nach Steiermark beglebt, um einer Gemſenjagd 
wohnen. Erzherzog. Johann hat nämlich ein Gemſenrevier an⸗ 
gelegt, das kaum ſelnes Gleichen in Europa haben dürfte und 
den Gemſenjägern ein eigenthümliches Vergnügen verſpricht. — 
Die Reſſeequipagen des Kaiſers find ſchon in Schöndrunn ans 


gekommen. 
t a li en. 

* Neapel, 14. Auguſt. [Inſult.] Ungemeln zahlreiche 
Verhaftungen haben zu Meſſina, Kalabrien und Neapel ſtattge⸗ 
funden. Mehrere politiſche Demonſtrationen mittelſt Aufſteckung 
von dreifarbigen Fahnen und Abzeichen haben in einigen Städ⸗ 
ten Siclliens ſtattgefunden. Es ereigneten ſich dergleichen noch 
zu Coſenza, Potenza und in andern Städten Kalabriens. In 
Conſenza durchlief eine Truppe aus etwa 40 Jünglingen beſte⸗ 
hend die Straßen unter dem Rufe: „Es lebe die Konſtitution 
und der König!“ Zahlreiche Haufen Volkes geſeülten ſich zu ih: 
nen und begleiteten fie auf dieſem Zuge. Das Militär ſchritt ein 
und nahm zahlreiche Verhaftungen vor. Allein General Nun⸗ 
ziante gab die Gefangenen frei, indem er (wie bereits auf tele⸗ 
graphiſchem Wege gemeldet) die ſtattgehabten Ausrufungen nicht 
als ſtaatsgefaͤhrlich betrachtete. Der König iſt von Gaeta nach 
der Hauptſtadt zurückgekehrt und hat diefen Morgen in einem 
Staatsrathe präſidirt. 

Großbritannien 

London, 21. Aug. [Berichtigung,] Die Abreiſe der Kö: 
nigin von Osborne nach der belgiſchen Küſte iſt verſchoben wor⸗ 
den. Die Schiffe, welche die Königin auf dieſem Ausfluge be: 
gleiten follten, erhielten geſtern Contreordre. Wahrſcheinlich geht 
die Königin erſt heute oder morgen unter Segel. Francis Ba⸗ 
ring kam geſtern in Osborne an und wird die Königin begleiten. 
(Auch die beigifchen Blätter, welche unterm 21ßten voreilig die 
Nachricht von der Ankunft der Königin Viktoria in Oſtende ge⸗ 
bracht hatten, widerrufen dieſelbe am 22ſten und fügen hinzu, 
daß Ihre Majeſtät nach einem Brief, welchen König Leopold in 
Oſtende von ſeiner hohen Verwandten erhalten habe, deren An⸗ 
kunft daſelbſt erſt an dieſem Tage, Donnerstags, zu erwarten ſei. 


Verloren wurde geſtern am 25. Auguſt 
ein junger weiß⸗ und roth gefleckter Wachtel: 
hund von der Sand: auf die Domſtraße zu. 
Wer denſelben Friedrich⸗Wilhelmsſtraße Nr. 9 
im Hofe 2 Stiegen abgiebt, erhält elne ange: 
meſſene Belohnung. 

— — D T— 


Fremden⸗Liſte von Zettlit's Hotel. 

Graf v. Haugwit aus Garolath. Senator 
Golan und Sekretair Runge aus Löwenberg. 
en 2 aut . a. Berlin Sabel. ee 
beſ. Pilasit aus Raſchewitz. Gutsdel. Schäffe 
aus Dresden e aufm. Getiſchalfer 
Köln. Kaufm. v. Frangius a. Danzig. Partif. 
Rheinhart aus Hamburg kommend. 


Markt - Preife, 
Breslau am 26. Auguſt 1830. 
feinfte, feine, mitt. ordin. Ware 


pachten, als: 


des für die 


2) zu Koſel 


der Zugklappen in 


verzog 
beizu⸗ der 


des preußiſchen 


Bekanntmachung · 


Es iſt die Abſicht, die Erhebung folgender 
Kommunikationg: Abgaben vom 1. Oktober d. J. 
ab an die Meiſtbietenden auf 3 Jahre zu ver⸗ 


I) zu Oppeln die Erhebung des Brückengel⸗ 
Paſſage über die daſige Oder⸗ 
brücke und die Erhebung der Gebühr für 
das Oeffnen der Zugklappen in dieſer Brücke: 


die Erhebung des Brücengade 
für die Paſſage über die daſige Oderbrü iu 
die Erhebung der Gebühr für das 


Breslau, 20. Auguſt. (Amtli 
Rand⸗Dukaten 96 ¼ Br. 
112 Br. Polniſch Courant 

rämien⸗Scheine 111 Br. 


Belgien m 
Brüſſel, 23. Auguſt. Tel. Dep. d. D. Ref.] Die Köni⸗ 
gin und Prinz Albert ſind mit 4 Kindern um 1 Uhr in 
Oſtende angekommen und vom König und den Behörden em 
pfangen worden. Die Königin wird mit ihrem Gefolge an Bord 
ſchlafen. 
Frankreich. 

x Paris, 22. Aug. [Ueber die Reife des Präſiden⸗ 
ten im Elſaß. — Das Schreiben des Prinzen von 
Joinville erfunden. — Ein Zweikampf.] Ueber die Am 
kunft des Präſidenten in Straßburg hat man heute nur tele 
graphiſche Nachrichten, die aber ſehr wenig Details enthalten. 
Wie Gerüchte und einzelne Korreſpondenzen melden, ift das ein⸗ 
getroffen, was man vermuthet hat: Bonaparte hat im Elſaß 
nur ſehr abgeſchwächte Beweiſe von Sympathie, aber eine um 
fo lebhaftere feindſelige Geſinnung angetroffen. Dieſe That 
ſache ſcheint ſelbſt aus den Berichten der halbofſiziellen Journale 
hervorzugehen. Der Ton dieſer Berichte zeigt eine unverkennbare 
Verlegenheit; es liegt etwas Gezwungenes in ihren Triumphge⸗ 
ſängen. Kurz, die präſidentielle Reiſe, in Bourgogne unter un⸗ 
ſichern Auſpicien begonnen und im Rhone⸗Departement mit mehr 


Glück fortgeſetzt, als man erwartet hatte, ſcheint im Elſaß ein 


klägliches Ende zu erreichen. 
Nach einem vagen Gerüchte, welches burch eine Korreſpondenz 
im „Adend⸗Moniteur“ einigermaßen bekräftigt wird, ſoll in 
Straßburg etwas viel Ernſteres als eine bloß feindſelige Ma⸗ 
nifeftation im Werke geweſen fein. Es ſoll ſich um nichts Ge⸗ 
ringeres als um die Entdeckung eines Komplotts handeln, deſſen 
Ziel die Ermordung des Präſidenten in Straßburg geweſen iſt. 
Dieſe Meldung ſoll dem Miniſter des Innern heute Nachmittag 
durch den Telegraphen zugekommen ſein, ſo wie auch die, daß 
bereits zahlreiche Verhaftungen in Straßburg vorgenommen wor⸗ 
den ſind. Ich theile Ihnen dies Gerücht mit, ohne es verbür⸗ 
gen zu können. Morgen wird man wohl Genaueres erfahren. 

Das in meiner jüngſten Korteſpondenz erwähnte Schreiben des 
Prinzen von Joinville, welches das „Pariſer Bülletin“ veröf⸗ 
fentlicht hat, ſcheint eine leere Erfindung dieſes Journals zu fein, 
welches in den Dienſt des übertriebenſten und abgeſchmackteſten 
Bonapartismus übergegangen iſt. Daſſelbe kommt heute noch⸗ 
mals auf jenes Schreiben zurück und theilt Abfurditäten über die 
Familie Orleans mit, die man unmöglich für Wahrheiten anneh⸗ 
men kann. 

Der Volksrepräſentant Chavoix hat eben im Zweikampfe 
Herrn Dupont erſchoſſen, welcher früher Mitglied der Konſti⸗ 
tuante war. Veranlaſſung zu dem Zweikampfe gab ein Jour⸗ 
nal⸗Artikel, worin Dupont Herrn Chavoix als unerbittlichen 
Gläubiger dargeſtellt. Chavolx ſoll in Haft fein. 


Provinzial - Beitung. 


Breslau, 26. Auguſt. Der preußiſche Staats⸗Anzelger 
enthält in ſeinem amtlichen Theile vom 25. Auguſt Folgendes: 

Auf Ihren Bericht vom 27. Juni d. J. genehmige Ich die Errich⸗ 
tung eines Gewerbegerichts für den Gemeindebezirk der Stadt Liegnitz, 
welches daſelbſt feinen Sitz haben und in der Klaſſe der Arbeitgeber 
aus fünf Mitgliedern des Handwerkerſtandes und zwei Mitgliedern des 
Fabrikſtandes, in der Klaſſe der Arbeitnehmer aber aus vier Mitglie⸗ 
dern des Handwerkerſtandes und zwei Mitgliedern des Fabrikſtandes 


beſtehen ſoll. — Sansſoucl, den 15. Juli 1850, — (gez) Friedrich 


Wilhelm. (gegengez.) v. d. Heydt. Simons. 


Görlitz, 24. A. 


(Geſellſchaft der Wiſſenſchaf⸗ 


ten.] Am 21. Auguſt feierte die „ Oberlauſitzi uſchaft 
. ——— — 
auch minder zahlreich, als andere Jahre beſucht, dennoch ihren 


erfreulichen Fortgang hatte. Die Sitzung eröffnete in Abweſenhelt 
des Hrn. Grafen v. Löben der ſtellvertretende Hr. Stadtrath Köh⸗ 
ler durch geeignete Anſprache und ſchloß ſich hieran der Jahres be⸗ 
richt des derzeitigen Sekretärs Herrn Jancke, welcher die Jah⸗ 
resgeſchichte der Gefellfchaft im abgelaufenen Jahre 1849/50 
darlegte. Unter die Zahl der Ehrenmitglieder wurden aufgenom⸗ 
men der eben anweſende Profeſſor der Chemie, Herr Heinrich 
Roſe aus Berlin; als wirkliches der Vermeſſungsreviſor für die 
preußiſche Oberlauſitz Here Wäge, und als korreſpondirendes 
der Konrektor an der höheren Bücgerſchule zu Kroſſen Herr 
Dr. Wedekind. Als Geſellſchafts⸗Kaſſirer wurde von Neuem 
gewählt der Oberlehrer des Gymnaſiums Herr Hertel. Die 
Verhandlungen betrafen die abminiftrativen Verhältniſſe und be⸗ 
ſchloß ein heſteres Mahl die Feier. (G. A.) 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 


Kaſſel, 22. Auguſt. Ueber den Zollkongreß enthält das „Frankf. 


Journal“ folgende Mittheilung: Die Tariffrage hat die lange Bank, 
auf die man ſie in Kaſſel geſchoben, noch immer nicht verlaſſen. Am 
20. d. M. wurde preußiſcher Seits beantragt, die Ausfuhrprämie auf 
rafſinirten Zucker von 6% Thlr. pro Zollztnr. auf 6% zu ermäßigen; 
ſüddeutſcher Seits wurde dagegen von den Kommiſſären eine Herab⸗ 
ſetzung auf 6 Thlr. bevorwortet. Mit dieſen Anträgen tritt die Kon, 
ferenz zum erſten Mal in die Erörterung einer, die Induſtrie unmittel⸗ 
bar berührenden Frage. Aus Mangel an hinreichenden Notizen zur 
Beurtheilung derſelben iſt die r bis zur nächſten Woche 
ausgeſetzt, und der vom allgemeinen deutſchen Verein zum Schutz der 
vaterländiſchen Arbeit eingeſetzte Beirath beauftragt, Gutachten der Be 
theiligten beizubringen. 
2 ; 

erlin, 24. Auguſt. Dem Stempel⸗Reviſor C. T. N. Mendels⸗ 
ohr in Berlin ft inter dem 92. Auguft 1850 ein Patent: 

auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſene Kom 

ſtruktion einer Siebtrommel zur Trennung der zerkleinerten Erz⸗ 

theilchen nach der Größe des Kerns, ohne Jemand in der Anmwens 

dung bekannter Theile — beſchränken, nee 

ahre, von jenem Tage an gerechnet, un a 

Be Staats ertheilt worden — 


Erhebung des Dammgeldes am dafigen Ob 
ore. N r 
Odd ger Termin wird bei dem königli⸗ 
chen Haupt- Steuer Amte zu Oppeln 
ontage, dem 2. September d., 
* > abgehalten werben, 
Pes Steuer dircttorag biete — 
agen Getelcd von den Verbalknſfen dem de. 
ungen dieſer m. nn, den Berpacktungs Bedi, 
Breslau, ben 2 aß 180% 
„ . Auguſt 1850. 
Der wirküche geheime Ober⸗ Finanz Math und 
Provinzial⸗Steuer⸗DBirektor 


und die v. Bigeleben. 


dieſer Brücke 


Börfenberichte, 


„) Geld: na 

e 
Oeſterreichiſche Banknoten 877 
preuß. Anleihe 107 Br. Staats⸗Schuld⸗Scheine per 


# 


ds⸗Gourſe: Holländiſche⸗ 
Kaiſerliche Dukaten Teich er 113 15 Br eum 


Br. 


Freiwillige 


r. Seehandlungs⸗ 


. 


| 


— 
Weißer Weizen — WM 50 1 000 Rthie. 3½% 86 ½ Br., Breslauer Stadt⸗Obligatlonen 4% M EM. Groß 
Gelber diis 61 38 ½ 56 1 Sgr. Poſener Dlonddeiefe 4% 100% Gl., neue 37% % 025 Gl, Schleſiſche Bfänbbriefe 2 N 
Roggen. 40 45 42 40 „ Kthlr. 3 ½% 90% Br. Lit, B. 4% 101%, Br., 57780 % Br. Alte polniſche Pfondbrſeſe 
Serſt e. — 8 By 96 Sid, neue 90 Br. Polniſche Schat⸗ Obligationen ne Polniſche Anleihe 1 
fee 32 ge u : 500 Fl. 81% Br. Neue ſchleſiſche Pfandbriefe 4% 101 ½ Br. Neue Staats⸗ e 
bſen. — 358 55 51 4% 90% Br. — Eiſenbahn⸗Aktien: 100 br. li. 8. ewa 4% 75 N 
Raps . 85 84 82 79 Priorität 4% — — Oberſchleſiſche Lit. A, 100, Br, Lit. B. 104%, Gd. Krakau Ober⸗ 
Sommer Rübſen 72 71 70 66 16575 707 Sb. Miederſchleſiſch⸗Märkiſche 83% Br., Priorität 5% 104 1 Br. Serie III. 
Weiße Kleeſaak 10% 9 8 6.7 Able. 103 ½ Br. Neſſſe⸗ Brieger 34 Br. Keln⸗Mindener 07 Br., Priorität 108 7% Br. 
8 5 1 Br. aich ben 7 90% Br. 1 oe male m migee f. Monat 1 * 
e von der Handelsk, te Br. onat Gld., k. Br. urg onat 140% 8 
5 Markt⸗ . k. Sicht 150% Br. Pe! Monat 6. 23 ½ Br., Paris 2 Monat 80 Gl. en m 


